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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  2 7  

vom 7. Jänner 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für Finanzen: Sektionschef Dr. J o a s 

   „                   „                für Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. P a n t z 

ferner zu Punkt 12: vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Generaldirektor für das 

Postwesen, Sektionschef H o h e i s e l 

             „      „      13: vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g 

und vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Sektionsrat Dr. F e i l e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 15.00 – 19.15 

 

Reinschrift (8 Seiten), Konzept, keine Präsenzliste, einfaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Redouten in der Staatsoper. 

2. Kommunistische Agitation, betreffend Steuerverweigerung der Arbeiter. 

3. Überführung der Erzeugung in der Staatsfabrik Blumau in den Friedensbetrieb. 

4. Abkommen mit der ukrainischen Volksrepublik, betreffend die Voreinlösung von 

Schatzscheinen. 

5. Statut der Ersparungskommission. 

6. Rotationsdruckpapierzuweisung für eine neue Zeitung. 

7. Forderungen des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses auf Approbation von 
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Maßnahmen der Werbung und Organisation. 

8. Abrechnungsamt; Personalangelegenheiten und Entlohnungen. 

9. Verordnung der Bundesregierung, womit einige Bestimmungen der Vollzugsanweisung 

der Staatsregierung vom 9. Jänner 1920, St.G.Bl. Nr. 22, und vom 26. März 1920, St.G.Bl. 

Nr. 155, zur vorläufigen Regelung der Entlohnung des Kanzleihilfspersonales und der 

Aushilfsdiener bei den Behörden, Ämtern und Anstalten des Bundes abgeändert und ergänzt 

werden. 

10. Verordnung der Bundesregierung zur Durchführung des Bundesgesetzes vom 16. 

Dezember 1920, B.G.Bl. Nr. 58 (vierter Nachtrag zum Besoldungsüberganggesetz). 

11. Preistreibereigesetz. 

12. Ausgabe neuer Postwertzeichen. 

13. Forderungen der Eisenbahner. 

14. Verlauf ehemals hofärarischen Besitzes. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3, Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Bundesgesetz über Kreditoperationen (1 Seite); Begründung (1 ½ Seiten); Information 

vom 7. Jänner 1921, betreffend die Überführung der Erzeugung in der Staatsfabrik Blumau in 

den Friedensbetrieb (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 Seiten): 

Abkommen zwischen der österreichischen und der ukrainischen Volksrepublik; 

Übereinkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 

ukrainischen Volksrepublik, betreffend die Voreinlösung von Schatzscheinen, welche 

zugunsten des ukrainischen Staates im Depot der Österreichisch-ungarischen Bank erliegen (3 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 5, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Statut der Ersparungskommission, vom 

Ministerrate zu beschließen und vom Hauptausschuss des Nationalrates zur Kenntnis zu 

nehmen (4 Seiten), Auswahlliste für die Ernennung der Mitglieder der Ersparungskommission 

(1 Seite) 

Beilage zu Punkt 6, Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (1 Seite): Rotationspapierzuweisung für eine neue Zeitung 

„Unparteiische Pressefreiheit“ 

Beilage zu Punkt 7, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 8.320, Ministerratsvortrag (3 ½ 

Seiten): Antwort an General Hallier wegen Forderung der Approbation von Maßnahmen der 
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Werbung und Organisation 

Beilage zu Punkt 8, Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (1 ½ 

Seiten): Abrechnungsamt, Personalangelegenheiten und Entlohnungen 

Beilage zu Punkt 9, [Bundesministerium für Finanzen], ohne Zahl, Verordnung der 

Bundesregierung, womit einige Bestimmungen der Vollzugsanweisungen der Staatsregierung 

vom 9. Jänner 1920, St.G.Bl. Nr. 22 und vom 26. März 1920, St.G.Bl. Nr. 155, zur 

vorläufigen Regelung der Entlohnung des Kanzleihilfspersonals und der Aushilfsdiener bei 

den Behörden, Ämtern und Anstalten des Bundes abgeändert und ergänzt werden (1 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 10, [Bundesministerium für Finanzen], ohne Zahl, Verordnung der 

Bundesregierung zur Durchführung des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1920, 

B.G.Bl.Nr.58 (1 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Justiz, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (4 Seiten): 

Einbringung des Entwurfes zu einem Bundesgesetz über die Bestrafung der Preistreiberei, des 

Schleichhandels und anderer ausbeuterischer Handlungen; Bundesgesetz (13 ½ Seiten); 

Begründung (6 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 12, Bundesministerium für Verkehrswesen Zl. 32.508, Ministerratsantrag (6 

Seiten): Ausgabe neuer Postwertzeichen 

 
1. 

Redouten in der Staatsoper. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß die in Aussicht genommene Abhaltung von Redouten 

in der Staatsoper namentlich in den Kreisen der Länder keinen Beifall finde. Es werde darauf 

verwiesen, daß der Staat selbst durch derartige Veranstaltungen, bei denen Eintrittspreise bis 

zu 20.000 Kronen eingehoben werden sollen, den Luxus steigere. Auch nach der Auffassung 

des Redners seien solche Unternehmungen eines staatlichen Kunstinstitutes nicht mit dem 

ernsten Charakter der Zeit vereinbar, weshalb er den Antrag stelle, es möge der 

Staatstheaterverwaltung nahegelegt werden, wenn irgend möglich, von den geplanten 

Opernredouten abzusehen. 

Der Ministerrat beschließt in diesem Sinne. 

 

2. 

Kommunistische Agitation, betreffend Steuerverweigerung der Arbeiter. 

Sektionschef Dr. J o a s legt im Auftrage des erkrankten Bundesministers für Finanzen den 

Entwurf eines Kommuniqués vor, das der von kommunistischer Seite ausgehenden und 

immer weiter um sich greifenden Agitation für die Steuerverweigerung durch die Arbeiter 
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entgegenwirken solle. 

Nach kurzer Debatte gelangt der Ministerrat zu der Auffassung, daß der erwähnten 

Bewegung allerdings entgegengetreten werden müsse, doch zunächst nicht in Form eines 

amtlichen Kommuniqués, sondern im Wege der Einrückung von Artikeln in einzelnen 

Blättern, die sich auch mit der Frage der Vorauszahlung der Vermögensabgabe zu befassen 

hätten. 

 

3. 

Überführung der Erzeugung in der Staatsfabrik Blumau in den Friedensbetrieb. 

B.-M. H e i n l berichtet über die im Sinne der Bestimmungen des Staatsvertrages von St. 

Germain eingeleitete Überführung der ehemaligen k. u. k. Pulverfabrik in Blumau in den 

Friedensbetrieb. Da die wertvollen Anlagen bei den gegenwärtigen wirtschaftlichen 

Verhältnissen als reiner Staatsbetrieb nicht nutzbar gemacht werden können, sei die 

Privatindustrie in der Weise herangezogen worden, daß Gesellschaften m. b. H. und 

Aktiengesellschaften gegründet wurden, an denen der Staat beteiligt sei und deren technische 

und kommerzielle Gestion unter staatlicher Kontrolle stehe. 

Bei Gründung dieser Gesellschaften sei der Staat zumeist mit der Pulverfabrik 

Skodawerke-Wetzler A. G. zusammengegangen, welche das Moosbierbaumer Werk und die 

chemischen Werke in Liesing besitze. Durch einen vor dem Abschluß stehenden 

Syndikatsvertrag mit der Pulverfabrik Skodawerke-Wetzler A. G. solle eine innige 

Interessengemeinschaft zwischen den genannten Werken und Blumau begründet werden, auf 

Grund deren die heute noch nicht in den Friedensbetrieb übergeführten Teile von Blumau mit 

Hilfe der Pulverfabrik Skodawerke-Wetzler A. G. gleichfalls auf die Friedensproduktion 

sukzessive umgestellt werden sollen. 

Ende Dezember habe nun der interalliierte Heeresüberwachungsausschuß wissen lassen, 

daß der Friedensvertrag, was die Überführung der Staatsfabrik Blumau in einen 

Friedensbetrieb anbelange, am 20. Februar d. J. durchgeführt sein müsse. Bis dahin sei die 

Fabrik derart umzustellen, daß Kriegsprodukte dort nur mehr in dem Ausmaße erzeugt 

werden können, in welchem der Staatsvertrag dies gestatte. Alle über dieses Ausmaß 

hinausgehenden Maschinen und Anlagen müßten beseitigt werden, seien daher zu verkaufen, 

wegzuschaffen oder so zu demontieren, so daß daraus der ernste Wille Österreichs 

entnommen werden könne, zur Friedensproduktion überzugehen. 

Die bereits angebahnten Umwandlungen der ärarischen Anlagen in Friedensbetriebe sei 

demnach mit aller Beschleunigung zu Ende zu führen, wenn dem Staate nicht bedeutende 
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Verluste erwachsen sollen. In letzter Zeit hätten jedoch zwei Wiener Tagesblätter entstellende 

Berichte über angebliche Raubzüge der Firma Skodawerke-Wetzler A. G. gebracht und dabei 

die leitenden Funktionäre der Staatsfabrik Blumau heftig angegriffen, ein Vorgehen, das nur 

zu geeignet sei, die erwähnten im staatlichen Interesse notwendigen und äußerst dringenden 

Maßnahmen zu behindern. Um eine weitere Erörterung dieser heiklen Angelegenheit in der 

Öffentlichkeit zu vermeiden, beabsichtige Redner, Vertretern der parlamentarischen Parteien 

die erforderlichen Aufklärungen zu geben, wozu er sich die Ermächtigung des Ministerrates 

erbitte. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

4. 

Abkommen mit der ukrainischen Volksrepublik, betreffend die Voreinlösung von 

Schatzscheinen. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß auf Grund des Ministerratsbeschlusses vom 28. 

Dezember 1920 unter Zugrundelegung des genehmigten Entwurfes mit den bevollmächtigten 

Vertretern der ukrainischen Volksrepublik und unter Zuziehung des Bundesministeriums für 

Finanzen Verhandlungen wegen Abschlusses des gegenständlichen Übereinkommens am 4. d. 

M. durchgeführt worden seien. Der den ukrainischen Vertretern vorgelegte Entwurf sei von 

ihnen im Prinzip und in allen wichtigen Punkten angenommen worden. Gegenüber dem 

ursprünglichen Entwurfe seien lediglich einige wenig belangreiche Änderungen 

vorgenommen worden, die in erster Linie begründeten politischen Bedenken der ukrainischen 

Vertretung Rechnung tragen, ohne den Rechtsstandpunkt der österreichischen Regierung 

irgendwie zu alterieren. Eine von der Finanzprokuratur beantragte schärfere juristische 

Fassung des Artikels 4 sei in dem definitiven Texte berücksichtigt. 

Im Laufe der Verhandlungen sei seitens der österreichischen Unterhändler ausdrücklich 

festgestellt worden, daß der Artikel 6, besonders auch in seiner gegenwärtigen, den 

politischen Bedenken der ukrainischen Regierungsvertreter angepaßten Formulierung, eine 

weitere Voreinlösung von Schatzscheinen insolange unbedingt ausschließe, als nicht im Sinne 

des Artikels 1 des Übereinkommens die territoriale Abgrenzung der Ukraine zum mindesten 

nach Westen erfolgt sein werde. 

Über Antrag des Vorsitzenden faßt der Ministerrat folgende Beschlüsse: 

1. Das Bundesministerium für Äußeres wird beauftragt, mit Vertretern der Regierung der 

ukrainischen Volksrepublik, welche ihre Bevollmächtigung auszuweisen haben werden, ein 

Übereinkommen über die Voreinlösung von Staatsschatzscheinen nach dem im Wortlaute 
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vorliegenden Texte abzuschließen. 

2. Als bevollmächtigter Vertreter der österreichischen Regierung, welcher das 

Übereinkommen abzuschließen und zu unterfertigen haben wird, wird Ministerialrat Dr. 

Friedrich B o s c h a n bestimmt. Das Bundesministerium für Äußeres hat die erforderlichen 

weiteren Schritte wegen Einholung der Vollmacht zur Unterfertigung des gegenständlichen 

Übereinkommens vom Herrn Bundespräsidenten zu veranlassen. 

 

5. 

Statut der Ersparungskommission. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß die in Angelegenheit der Schaffung einer 

Ersparungskommission auf Grund des Ministerratsbeschlusses vom 30. November 1920 

eingesetzte interministerielle Kommission, beziehungsweise eine von dieser delegierte 

Subkommission ihre Arbeiten beendet und den Entwurf eines Statuts für die zu schaffende 

Ersparungskommission vorgelegt habe. 

Diesem Statut liege der Gedanke zugrunde, daß unter dem schon als gegeben 

angenommenen Titel „Ersparungskommission“ eine Kommission eingesetzt werden solle, 

deren Zweck die Herbeiführung der Gesundung unseres Haushaltes durch Überprüfung der 

gesamten Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft sowie der gesamten Geschäftsführung der 

Verwaltung zu sein hätte (§ 1, Absatz 1 und 2). 

Damit die Kommission ihren Zweck ganz unbeeinflußt erfüllen könne, sei ihre Stellung 

derart gedacht, daß sie ein aus dem Bereiche der einzelnen Ressorts herausgehobenes, 

lediglich dem Ministerrate als solchem zur Seite stehendes Organ darstellen soll, dessen 

Unabhängigkeit in Ausübung seiner Tätigkeit gewährleistet wird (§ 1, Absatz 3); die 

unabhängige Stellung gehe konsequenter Weise so weit, daß auch jene Mitglieder, die aktive 

Bundesangestellte sind, für die Ausübung ihrer Tätigkeit ausdrücklich als unabhängig und an 

keinen Auftrag ihrer Dienststelle gebunden erklärt werden (§ 3, Absatz 1). Diese Garantien 

seien von grundlegender Wichtigkeit, da nur auf diese Weise von der Kommission ein von 

allen Rücksichten freies, ausschließlich dem gesteckten Ziele dienendes Vorgehen erwartet 

werden könne. Die Unabhängigkeit der Kommission von den einzelnen Ressorts werde 

naturgemäß auch in der Stellung des ihr beizugebenden Bureaus (§ 12) zum Ausdruck 

kommen müssen und es wäre daher in Aussicht zu nehmen, auch dieses Bureau außerhalb 

irgend eines speziellen Ressortverbandes, lediglich in loser Verbindung mit dem 

Bundeskanzleramte als der berufenen Hilfsstelle für die Angelegenheiten des gesamten 

Ministerrates, einzurichten. 
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Die Tätigkeit der Kommission sei in der Weise gedacht, daß sie für die verschiedenen 

Gebiete der Verwaltung und des Bundeshaushaltes die entsprechenden Reform- und 

Ersparungsvorschläge erstattet, worauf es Sache des einzelnen Ressortministers sein werde, 

zu diesen Vorschlägen Stellung zu nehmen. Stimmt er den Vorschlägen zu, so sei er selbst 

zuständig, die Durchführung zu veranlassen. Vermeint er aber, ihnen nicht ohne weiters 

zustimmen zu können, so gelange die Angelegenheit im Ministerrate zur Austragung, 

woselbst der Präsident der Kommission entweder in eigener Person oder durch zugezogene 

Referenten den Standpunkt der Kommission vertreten könne (§ 10). Durch diese Konstruktion 

dürfte die Form gefunden sein, bei der unter voller Wahrung des Prinzipes der 

Ressortverantwortlichkeit des einzelnen Ministers doch die Grundlage für eine 

zweckentsprechende Tätigkeit der Kommission gegeben sei; in der Tat müsse der Ministerrat 

als das maßgebende Forum angesehen werden, in dem alle etwa entstehenden 

Meinungsdifferenzen ihre Austragung zu finden hätten. 

Durch eine besondere Bestimmung sei im Statut noch Vorsorge dafür getroffen, daß auch 

schon vor jedem Kommissions-Beschluß dem zuständigen Ressort Gelegenheit zur 

Vertretung seines Standpunktes in der Kommission geboten werde (§ 9). 

Außerdem wäre noch darauf hinzuweisen, daß durch die Einführung von eigenen 

Verbindungsbeamten (§ 4) ein besonderes System für ein möglichst inniges 

Zusammenarbeiten der Kommission mit den verschiedenen Ressorts geschaffen werden solle. 

Die Kommission solle - wie das Statut wenigstens fürs erste in Aussicht nimmt - aus 15 

Mitgliedern bestehen, die über Vorschlag des Ministerrates vom Bundespräsidenten zunächst 

auf die Dauer eines Jahres ernannt werden; in gleicher Weise solle auch die Bestellung des 

Präsidenten und des Vizepräsidenten erfolgen (§ 2, Absatz 1 und 2). 

Um eine zweckmäßige Tätigkeit der Kommission sicherzustellen, sei auch dafür Sorge 

getragen, daß zur Vorbereitung der Beschlußfassung besondere Ausschüsse eingesetzt werden 

können (§ 8). 

Was die Frage anbelange, in welcher Weise der Reparationskommission die von ihr 

gewünschte Mitwirkung einzuräumen wäre, so enthalte das Statut die Bestimmung, wonach 

es der Reparationskommission „frei steht, an den Beratungen der Ersparungskommission 

durch zwei Vertreter teilzunehmen.“ 

Im Schoße der eingangs erwähnten interministeriellen Kommission, die sich mit der 

Verfassung des Statutes befaßt habe, sei insbesondere auch eingehend erwogen worden, auf 

welche Weise die Einsetzung der Ersparungskommission zu erfolgen hätte und namentlich, 

ob hiefür ein Akt der Gesetzgebung in Aussicht zu nehmen wäre. Die Kommission sei zu dem 
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Antrage gelangt, einerseits wegen der notwendigen Raschheit, andererseits im Hinblicke auf 

die von der Reparationskommission gewünschte tunlichste Ausschaltung besonderer 

politischer Einflüsse, den Weg eines bloß vom Ministerrat zu beschließenden und vom 

Hauptausschusse des Nationalrates zur Kenntnis zu nehmenden Statutes zu empfehlen. 

Vizekanzler B r e i s k y stellt einen Abänderungsantrag zum 2. Absatze des § 1, 

demzufolge es der Kommission obliegen würde, alle Maßnahmen zu erwägen, „die sonst 

geeignet erscheinen, hintanzuhalten, daß neue laufende Ausgaben ohne Bedeckung durch 

laufende ordentliche Einnahmen (etwa durch einmalige außerordentliche Einnahmen oder 

durch Neuausgabe von Banknoten) unternommen werden, und überhaupt die Herstellung des 

Gleichgewichtes im Bundeshaushalte zu erzielen“. Weiters beantragt Redner, im § 7, Absatz 

1, den Ausdruck „unbedingter Stimmenmehrheit“ durch „einfache Stimmenmehrheit“ zu 

ersetzen. 

B.-M. Dr. G l a n z äußert Bedenken hinsichtlich der Fassung des § 10 und beantragt, daß 

im zweiten Absatze dieses Paragraphen der letzte Satz folgende Fassung zu erhalten habe: 

„Der Kommission wird durch den zuständigen Bundesminister Gelegenheit gegeben, sich von 

der Durchführung der von ihr beantragten Maßnahmen, welche die Zustimmung der 

zuständigen Stelle oder die Genehmigung des Ministerrates gefunden haben, zu überzeugen.“ 

Der Ministerrat genehmigt das Statut mit den zu §§ 7 und 10 beantragten Änderungen und 

mit der Maßgabe, daß der im Abänderungsantrage zu § 1 zum Ausdrucke gelangte Gedanke 

in der Geschäftsordnung der Ersparungskommission zu verwerten sein wird. Das Statut ist 

nunmehr an den Hauptausschuß des Nationalrates zu leiten. 

Weiters beschließt der Ministerrat nach einer kurzen Debatte, daß die 

Ersparungskommission mit Rücksicht auf den engen Zusammenhang ihrer Agenden mit der 

Verwaltungsreform ihren Sitz im Bundeskanzleramt zu nehmen hat, dessen Abteilung für 

Verwaltungsreform als Büro der Kommission zu fungieren haben wird. 

 

6. 

Rotationsdruckpapierzuweisung für eine neue Zeitung. 

B.-M. H e i n l berichtet, daß der Schriftsteller Hermann D i c h t l seit zwei Jahren um 

Rotationsdruckpapier für eine neue Zeitung „Unparteiische Pressefreiheit“ ansuche. Er fühle 

sich durch die erfolgte Ablehnung im Hinblick auf die den Zeitungen „Rote Fahne“ und 

„Wiener Morgenzeitung“ nach seinem Einschreiten gewährte Rotationspapierzuweisung 

besonders benachteiligt. Da nach dem Beschlusse des Kabinettsrates vom 27. April 1920 

Rotationsdruckpapier bis auf weiteres und vorbehaltlich konkreter Beschlüsse des 
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Kabinettsrates an neue Zeitungen nicht abzugeben sei, glaube Redner, die Angelegenheit dem 

Ministerrate vorlegen und die beanspruchte Zuweisung von Rotationsdruckpapier für das 

neue Blatt „Unparteiische Pressefreiheit“ mit Rücksicht auf den geringen Bedarf (2000 

Kilogramm monatlich) zur Annahme empfehlen zu sollen. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r, Vizekanzler 

B r e i s k y und Sektionschef Dr. J o a s beteiligten, beschließt der Ministerrat, daß dem 

Einschreiter, insolange er persönlich als Herausgeber der periodischen Druckschrift fungiert, 

die erwähnte Menge Rotationsdruckpapiers (ohne staatliche Subvention) zuzuweisen ist. 

 

7. 

Forderung des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses auf Approbation von 

Maßnahmen der Werbung und Organisation. 

B.-M. Dr. G l a n z teilt mit, der Chef des Unterausschusses für Stände des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses, General Hallier, habe in einer an den Beauftragten der 

österreichischen Regierung gerichteten Note u. a. verlangt, daß die österreichische Regierung 

von jetzt ab dem interalliierten Heeresüberwachungsausschusse alle in Aussicht genommenen 

Maßnahmen der Werbung und der Organisation zur Genehmigung (pour approbation) 

mitteilen müsse, derart, daß sich der interalliierte Heeresüberwachungsausschuß überzeugen 

könne, daß diese Maßnahmen den Bestimmungen des Staatsvertrages entsprechen. 

Diese Forderung der Approbation sei, wenn auch ein gewisses Einvernehmen bei solchen 

Verfügungen im Interesse der Beschleunigung der Kontrollarbeiten wünschenswert sei, in 

dieser imperativen Form nach Auffassung des Bundesministeriums für Heereswesen im 

Staatsvertrage von St. Germain nicht begründet und mit der Selbständigkeit der Republik 

nicht vereinbar. 

Redner legt den Entwurf einer vom Bundesministerium für Heereswesen an General 

Hallier zu richtenden Antwortnote vor, die u. a. folgenden Passus enthält: 

In den Fragen der Werbung und der Organisation ist alles geschehen und wird nach 

Möglichkeit auch weiterhin alles geschehen, um den Forderungen des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses zu entsprechen. Der Ausschuß wird in diesen, wie in allen 

anderen, die Erfüllung der militärischen Vertragsbestimmungen betreffenden Fragen alle 

verlangten Auskünfte oder Schriftstücke geliefert erhalten. Um den in dortiger Zuschrift 

geäußerten Wünschen entgegenzukommen, wurde das Bundesministerium für Heereswesen 

überdies ermächtigt, wenn es die Natur des Gegenstandes erfordert, vor Erlassung 

einschlägiger Verfügungen durch die zuständigen Organe mit dem interalliierten 
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Heeresüberwachungsausschuß in Verhandlung zu treten. Euer Hochwohlgeboren wollen aber 

anerkennen, daß diese Art des Verkehrs freiwillig und ohne Verpflichtung für die 

österreichische Regierung erfolgt, weil aus dem Staatsvertrage von St. Germain die Vorlage 

von Regierungsverordnungen an den interalliierten Heeresüberwachungsausschuß zur 

Genehmigung nicht abgeleitet werden kann. 

Der Ministerrat erteilt diesem Entwurfe seine Zustimmung. 

 

8. 

Abrechnungsamt, Personalangelegenheiten und Entlohnungen. 

Sektionschef Dr. J o a s führt aus, daß das Abrechnungsamt, welches die Bestimmung 

habe, im Sinne des Friedensvertrages die privaten Vorkriegsschulden zu regeln, ein 

öffentliches, dem Bundesministerium für Finanzen unterstehendes Amt sei, das seine 

gesamten Betriebsausgaben aus eigenen Einnahmen zu bestreiten habe. Die zu diesem 

Zwecke bei den Parteien einzuhebenden Regiebeiträge haben sich den Betriebsausgaben 

anzupassen. Das Dienstverhältnis der Angestellten sei privatrechtlicher Natur, sie seien nicht 

dauernd, sondern nur auf die Zeit des Bestehens des Abrechnungsamtes angestellt. Redner 

legt eine Liste des Personals des Abrechnungsamtes vor, welche auch die für jeden einzelnen 

Funktionär in Aussicht genommene Entlohnung ersehen läßt. Für die in Rede stehenden 

Ernennungen und Gehaltsfeststellungen sei nach der Vollzugsanweisung vom 9. Jänner 1920, 

St. G. Bl. Nr. 25, nur der Finanzminister zuständig; er bringe aber die Angelegenheit zur 

Kenntnis des Ministerrates und beantrage, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

In der anschließenden Debatte, an welcher sich außer dem V o r s i t z e n d e n die 

Bundesminister Dr. P a l t a u f, Dr. G r ü n b e r g e r und H e i n l beteiligten, werden 

hinsichtlich der Höhe der vorgesehenen Bezüge und betreffs einzelner der gewählten 

Persönlichkeiten Bedenken geäußert. Sektionschef Dr. J o a s übernimmt es, diese Bedenken 

zur Kenntnis des Bundesministers für Finanzen zu bringen. 

 

9. 

Verordnung der Bundesregierung, womit einige Bestimmungen der Vollzugsanweisungen der 

Staatsregierung vom 9. Jänner 1920, St.G.Bl. Nr. 22, und vom 26. März 1920, St.G.Bl. Nr. 

155, zur vorläufigen Regelung der Entlohnung des Kanzleihilfspersonals und der 

Aushilfsdiener bei den Behörden, Ämtern und Anstalten des Bundes abgeändert und ergänzt 

werden. 

Sektionschef Dr. J o a s erbittet und erhält vom Ministerrate die Genehmigung der vom 
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Bundesministerium für Finanzen im Entwurfe vorgelegten Verordnung der Bundesregierung, 

womit einige Bestimmungen der Vollzugsanweisungen der Staatsregierung vom 9. Jänner 

1920, St. G. Bl. Nr. 22, und vom 26. März 1920, St. G. Bl. Nr. 155, zur vorläufigen Regelung 

der Entlohnung des Kanzleihilfspersonals und der Aushilfsdiener bei den Behörden, Ämtern 

und Anstalten des Bundes abgeändert und ergänzt werden. 

 

10. 

Verordnung der Bundesregierung zur Durchführung des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 

1920, B. G. Bl. Nr. 58 (vierter Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz). 

Der Ministerrat erteilt dem vom Sektionschef Dr. J o a s unterbreiteten Entwurfe einer 

Verordnung der Bundesregierung zur Durchführung des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 

1920, B. G. Bl. Nr. 58 (vierter Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz) die Zustimmung. 

 

11. 

Preistreibereigesetz. 

B.-M. Dr. P a l t a u f erläutert eingehend den Entwurf eines Bundesgesetzes über die 

Bestrafung der Preistreiberei, des Schleichhandels und anderer ausbeuterischer Handlungen 

und hebt hiebei insbesondere jene Bestimmungen hervor, welche von den bislang 

bestehenden Normen abweichen. Die Regierung entspreche der am 15. Juni 1920 gefaßten 

Entschließung der Konstituierenden Nationalversammlung und ihrer eigenen, anläßlich der 

letzten Streiks gemachten Zusage, wenn sie dem Nationalrate den Gesetzentwurf über die 

verschärfte Bekämpfung der Preistreiberei vorlege, welcher das Ergebnis mehrerer 

eingehender Beratungen zwischen den beteiligten Zentralstellen bilde. Der Entwurf erfülle 

das Verlangen nach Verschärfung der bestehenden Bestimmungen auf eine dreifache Weise: 

einmal durch Vermehrung der strafbaren Tatbestände, dann durch Erhöhung der Strafen und 

endlich durch einige Vorschriften, die das Strafverfahren energischer und nachdrücklicher 

gestalten sollen. Der Gesetzentwurf sei den Handelskammern zur Äußerung mitgeteilt 

worden, die sich jedoch im allgemeinen ablehnend verhalten hätten, weil sie meinten, daß die 

Teuerung durch Strafbestimmungen nicht wirksam bekämpft werden könne und daß solche 

Strafbestimmungen nur den Erfolg hätten, die redliche Kaufmannschaft zu lähmen und 

abzuschrecken, den Kettenhandel und das Schiebertum aber großzuziehen. Redner erbitte sich 

die Ermächtigung, den Entwurf im Nationalrate einbringen zu dürfen. 

B.-M. H e i n l hält die Bestimmungen des Entwurfes für zu weitgehend. Das Gesetz würde 

in der Praxis nur gegenüber dem legitimen Handel und Gewerbe fühlbar werden, während 
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gegen den Schleichhandel viel zu wenig scharf vorgegangen werde. Redner müsse auch 

bemängeln, daß der Entwurf, insbesondere der von der Hinterziehung von 

Bedarfsgegenständen handelnde § 9 die Landwirte völlig straflos lasse, und meint, daß 

vorliegendenfalls Rücksichten politischer Natur nicht Platz haben sollten. 

In der weiteren Debatte, an der sich außer dem Vorsitzenden noch Vizekanzler B r e i s k y 

und B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r beteiligten, gelangt die übereinstimmende Anschauung zum 

Ausdrucke, daß die augenfällige Ausschaltung der Landwirtschaft, auf welche die 

Bestimmungen des Entwurfes nicht anwendbar sein sollen, nicht vertreten werden könne. 

Der Ministerrat beschließt, daß die Bundesminister für Justiz, für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten, für Volksernährung, für Finanzen und für Land- und Forstwirtschaft 

nochmals unter Zuziehung der Interessenten zusammenzutreten haben, um dem Entwurf eine 

den in der abgeführten Debatte zutage getretenen Gesichtspunkten Rechnung tragende 

Fassung zu geben. Wenn die genannten Bundesminister sich auf eine bestimmte Fassung 

einigen, hat der Entwurf als vom Ministerrate genehmigt zu gelten. Die Möglichkeit 

termingerechter Einbringung der Vorlage ist jedenfalls zu sichern. 

Sektionschef Dr. J o a s richtet an die eingesetzte Ministerkonferenz das Ersuchen, es möge 

die Anregung des Bundesministeriums für Finanzen wieder aufgenommen werden, wonach 

Geldstrafen in den Staatsschatz zu fließen hätten. 

B.-M. Dr. P a l t a u f spricht sich gegen diesen Modus aus, der eine Anomalie bedeuten 

und die lokalen Armenfonds hart treffen wurde. Vizekanzler B r e i s k y hält die Anregung 

des Finanzministeriums für unbedenklich und ausführbar. Der Staat nehme durch die 

Bekämpfung der Preistreiberei große Lasten auf sich und es sei nur gerechtfertigt, wenn ihm 

dafür auch ein Entgelt geboten werde. 

 

12. 

Ausgabe neuer Postwertzeichen. 

B.-M. Dr. P e s t a bespricht die bevorstehende Ausgabe neuer Postwertzeichen und erbittet 

hiefür die Aufstellung von Richtlinien. Er stellt nach eingehender Begründung den Antrag, 

der Ministerrat wolle in Abänderung der Kabinettsratsbeschlüsse vom 5. August 1919 und 

vom 28. Mai 1920 

1. das Bundesministerium für Verkehrswesen, Postsektion, ermächtigen, von der 

Ausschreibung eines öffentlichen Wettbewerbes zur Erlangung von Entwürfen für die neue 

Postwertzeichenausgabe abzusehen und eine auf eine kleine Zahl von Künstlern zu 

beschränkende Bewerbung auszuschreiben, 
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2. die Mitwirkung des Unterrichtsamtes auf den Vorschlag der zur Teilnahme an dieser 

Bewerbung einzuladenden Künstler und auf die Mitberatung bei der Entscheidung über die 

auszuführenden Entwürfe beschränken, 

3. die Festsetzung der sonstigen Bedingungen für die Bewerbung dem Bundesministerium 

für Verkehrswesen, Postsektion, überlassen und 

4. beschließen, daß die Marken mit „Österreich“ zu beschriften seien. 

Vizekanzler B r e i s k y teilt mit, er habe erst kürzlich im Beirat für Angelegenheiten der 

bildenden Künste eine Erklärung des Inhaltes abgegeben, daß die Entwürfe für die neuen 

Postwertzeichen auf Grund eines allgemeinen Wettbewerbes beschafft werden würden. Er 

bitte, ihm vor endgültiger Beschlußfassung Gelegenheit zu geben, mit dem Beirat nochmals in 

Fühlung zu treten, meine im übrigen aber, daß ein allgemeiner Wettbewerb, wenigstens was 

die Kosten der Wertzeichenbeschaffung anbelange, kaum ins Gewicht fallen könne. 

Der Generaldirektor für das Postwesen, Sektionschef H o h e i s e l befürchtet, daß die 

Ausschreibung eines allgemeinen Wettbewerbes eine bedeutende Verzögerung bewirken 

müsse, und verweist auf die unbefriedigenden Erfahrungen, die man im gleichen Falle mit 

dem allgemeinen Wettbewerb im Deutschen Reiche gemacht habe. 

Der Ministerrat fordert das Bundesministerium für Verkehrswesen auf, vorerst mit dem 

Unterrichtsamte ein grundsätzliches Einvernehmen herzustellen, worauf die Angelegenheit 

dem Ministerrate neuerdings zu unterbreiten sein wird. 

 

13. 

Forderungen der Eisenbahner. 

B.-M. Dr. P e s t a erörtert die durch die neuen Forderungen der Eisenbahner geschaffene 

Situation und unterbreitet dem Ministerrate den Entwurf einer dem Hauptausschusse zu 

übermittelnden Regierungsvorlage, die den hauptsächlichsten Forderungen der 

Staatseisenbahnbediensteten Rechnung tragen würde. 

Sektionschef Dr. J o a s erklärt, der Bundesminister für Finanzen stehe auf dem 

unverrückbaren Standpunkte, daß er Mehrausgaben nur dann zu vertreten in der Lage sei, 

wenn gleichzeitig Vorsorge für die entsprechende Bedeckung geschaffen werde. Die 

Finanzverwaltung habe dermalen nur die Möglichkeit, durch Erhöhung der Salzpreise, der 

Getränkesteuern und der Tabakverschleißpreise neue Einnahmsquellen zu schaffen, die einen 

Ertrag von etwa zwei Milliarden Kronen ergeben würden. Für das darüber hinausgehende 

Mehrerfordernis bestehe keine Bedeckungsmöglichkeit, es wäre denn, daß an eine neuerliche 

Erhöhung der Eisenbahntarife geschritten würde. Redner verweist ferner darauf, daß 



27 – 1921-01-07 

Zugeständnisse an das Personal im gegenwärtigen Zeitpunkte der tiefsten Depression 

ungemein ungünstig auswirken würden, denn es sei nicht ausgeschlossen, daß bereits die 

allernächste Zeit ein günstigeres valutarisches Bild und damit die Möglichkeit bieten werde, 

die gegenständlichen Forderungen wesentlich herabmindern zu können. Er empfehle daher, 

wenn irgend möglich, die Verhandlungen noch über die nächsten Tage hinauszuziehen. 

B.-M. Dr. P e s t a erklärt ein weiteres Zögern für ausgeschlossen, da sonst mit dem 

sofortigen Ausbruch eines Generalstreiks auf den Eisenbahnen zu rechnen sei. 

Der Ministerrat ladet die Bundesminister für Verkehrswesen und für Finanzen ein, ihren 

Standpunkt in einem gemeinsamen Bericht an den Hauptausschuß niederzulegen, worin die 

Berechtigung der Forderungen der Eisenbahnangestellten grundsätzlich anerkannt, die 

Erfüllung jedoch nur im Rahmen der Möglichkeit und unter der Voraussetzung in Aussicht 

genommen wird, daß gleichzeitig für das Mehrerfordernis die nötige Bedeckung geschaffen 

werden kann. 

 

14. 

Verkauf ehemals hofärarischen Besitzes. 

B.-M. H e i n l bringt dem Ministerrate zur Kenntnis, daß laut ihm zugekommener 

Nachrichten ehemals hofärarische Bestände an Wein und Silbergerät weit unter dem 

wirklichen Wert zum Verkauf gelangen sollen. Er beantragt, unterstützt von B.-M. Dr. 

G l a n z, daß im Gegenstande Erhebungen zu pflegen seien. 

Der Ministerrat beauftragt das Bundeskanzleramt, die erforderlichen Auskünfte 

einzuziehen und dem Ministerrate zu berichten. 
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Protokoll Nr. 27 vom 7.I.1921 (nur 1 Mitschrift) 
 

Resch: HA.Dir. Franz Cachoun, Rudolf Pechel. Titel eines HA.ODir. 
Breisky: Wollmann Helbich, Binder, Artmann in die V. mit 1. Jänner. - Angenommen. 
Demission Heine – hat den Wunsch sofort den Posten zu räumen. Vetter verhandelt mit 
Wildgans. Gegen unverbindliche Verhandlungen kein Einwand. 
1) Mayr: Redoute: Einwendungen in den Ländern. Der Staat trägt selbst bei zur Steigerung 
des Luxus um Mill. Kosten. 
Breisky: Vetter sagt selbst, es kostet mehr als 1 Mill.  
Grünberger: Wird an seriösen Stellen überall vermerkt werden. 
Breisky: Schon sehr weit fortgeschrittene Vorarbeiten. 
Grünberger: Die Möglichkeit, das Defizit zu beheben wäre, dass ein tüchtiger Geschäftsmann 
die Stelle übernimmt. 
Breisky: Ich würde beistimmen, wenn man es verbietet. Solange Staatsbetrieb nicht. 
Mayr: Bin für Einstellung der Redouten. 
# Einstellung der Opernredouten wenn irgend möglich als mit dem Charakter der Zeit und 
unseren Verhältnissen nicht vereinbar. 
Glanz: Hallier (geheim)  angenommen 
Glanz: Kommunistische Bewegung in der Wehrmacht. Artikel in der Roten Fahne. Die 
Soldatenräte werden als untätig hingestellt. Man wird damit rechnen, dass die Soldatenräte 
eine schärfere Taktik einhalten werden. 
Anfrage im Bundesrat wegen Bestellung Müller. Wir werden beantworten noch vor der 
Sitzung des Nationalrates 
Joas: Das Heeresministerium hat sich bereits vor längerer Zeit für den Verkauf von Munition 
an Bruck eingesetzt. Der Ministerrat hat schon einmal den Beschluss gefasst, dass die 
Ausfuhr nicht zu bewilligen ist. Hallier hat nun inzwischen mündlich die Befürwortung 
bestätigt. Finanzministerium keine sachlichen Einwände gegen die Ausfuhr. 
Mayr: Die Sachlage hat sich inzwischen geklärt. 
Heinl: Mann soll im Kabinettsprotokoll nicht festlegen. 
Geheimprotokoll.   Angenommen. 
2) Joas: Gegen die kommunistische Agitation zum Steuerstreik. Kommuniqué betrifft 
Steuerabzug für die Arbeiter. 
Breisky: Die Arbeiterzeitung hat heute schon ziemlich energisch gegen die 
Steuerverweigerung Stellung genommen. Der Appell richtet sich gegen die Arbeiter. Es wäre 
besser die Aktion der Partei zu überlassen, damit es nicht heißt Aktion der [..]. Man würde 
sonst vielleicht die Aktion der Sozialdemokraten beeinträchtigen. 
Grünberger: Mann soll vielleicht jetzt nur das bringen, was in der Vermögensabgabe 
geschehen ist. 
Mayr: Nicht im Wege eines offiziellen Kommuniqués sondern im Wege von Aufsätzen. 
Breisky: Zuerst in einem Blatt und dann etwas geändert in einem anderen Blatt. 
Offizielles Kommuniqué unterbleibt. Nur im Wege von Zeitungsinformation. Resch in die 
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Provinz. 
Heinl: Nach dem Friedensvertrag in Blumau. Von Kriegsbetrieb in Friedensbetrieb 
umzugestalten. Wir haben Gesellschaften mit Gemisch wirtschaftlicher Natur geschaffen, in 
denen 50 % der Staat beteiligt ist und verpachtet hat. Folgende Gesellschaften: 1.-3. 
General Gascone hat Rintelen (?) zu sich rufen lassen und erklärt, er hätte 1 ½ Monate Zeit 
auch Restteile der Fabrik in einen Friedensbetrieb umzugestalten. Wenn er dann noch eine 
Maschine findet, so wird sie zerstört. Er hat uns die Kontrolle angekündigt und wir können 
mit den Maschinen jetzt etwas anfangen. Wir wollen sie nicht verkaufen. Wir werden aber 
bemüßigt sein, die Maschinen weg zu transportieren und in diesen Pächtergesellschaften 
unterzubringen. Wir hätten das ohne weiteres machen können. Aber in der letzten Zeit hat es 
entstellende Berichte in Wiener Blättern und deutschen Tageszeitungen gegen die Staatsfabrik 
gegeben. Wenn jetzt die Maschinen weg kommen, so wird es heißen, wir haben die Maschinen 
verschachert. Ich setze daher den Ministerrat davon in Kenntnis. Ich werde auch den HA von 
der Aktion in Kenntnis setzen und Vertreter der parlamentarischen Parteien bei mir darüber 
zu informieren. Bitte dies zur Kenntnis zu nehmen und mich ermächtigen so vorzugehen. 
Maschinen zu Skoda-Wetzler transportieren und HA und Parteien informieren. Zur Kenntnis 
genommen. 
4) Mayr: Ukrainisches Übereinkommen - Angenommen. 
5) Mayr: Statut der Ersparungskommission 
Breisky: ad § 1 Abs. 2: es wäre zweckmäßig festzuhalten, dass a.o. Einnahmen nicht 
herangezogen werden können zur Bedeckung laufender Ausgaben <  > 
Joas: Wäre zu erweitern bei der Schaffung der Gesellschaftsordnung. 
Breisky: ad § 7 mit unbedingter Stimmenmehrheit. Soll heißen „einfacher“ Stimmenmehrheit.
 - Angenommen. 
§ 10: Glanz Bedenken gegen 2. Satz des 2. Absatzes 
# Der Kommission wird durch den zuständigen Bundesminister Gelegenheit gegeben werden, 
sich von der Durchführung jener Maßnahmen,-----hat, zu überzeugen. 
Mayr: ad Professoren. Die Bestellung der Mitglieder wird der Ministerrat vornehmen, wenn 
das Statut von HA zur Kenntnis genommen ist. 
Auswahlliste: siehe Namensliste. 
Glanz: Bitten einen Beamten der Verwaltung – L.Reg.Rat Pendl 
Grünberger: Wichtige Zeugen des wirtschaftlichen Lebens haben keine Vertreter und das 
Ernährungswesen. 
Mayr: Das kommt bei dem Charakter der Institution nicht so sehr in den Vordergrund, weil es 
sich um die Vereinfachung der Verwaltung handelt. Übrigens lege ich den größten Wert 
darauf, dass hauptsächlich Ressortvertreter herangezogen werden müssen. 
Joas: Geringe Vertreter sind die eigentlichen Kenner der Verwaltung. 
Mayr: Die sollen besonders in den Sektionen vertreten sein. 
Joas: Mache besonders aufmerksam auf Präs. Schlosser. War früher geschäftsführender 
Bürgermeister in Saarbrücken. Was die gesellschaftliche Führung anbelangt, so hätte die 
gesellschaftliche Führung im Finanzministerium zu erfolgen, weil Ersparung und 
Finanzverwaltung zusammen gehören. Das Statut lässt das offen. 
Mayr: Weil die Frage bestritten ist. Die pol. Kreise wollen das Finanzministerium 
ausschließen, weil es nicht Sache der Regierung sei, sondern über die Regierung hinaus, 
sondern des Nationalrates. Sie sagen, es soll Sache der gesamten Regierung sein und da 
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kommt nur das BKA in Betracht. 
Heinl: Finanzministerium scheint mir nicht das geeignete Organ. Das Finanzministerium 
nimmt in verschiedenen Belangen Stellung, die von rein fiskalischen Gesichtspunkten diktiert 
sind. Das BKA wird das objektive Organ sein, das Finanzministerium wäre zu sehr Partei. 
Glanz: Schließe mich dem an. 
Mayr: Das Finanzministerium wird ohnedies einen großen Einfluss haben. 
Breisky: Schließe mich auch an. Die Kommission wird Antrag stellen. Das Ergebnis der 
Beschlüsse wird die Regierung ex officio befassen. 
Joas: Das richtige Bewusstsein unserer Sparnotwendigkeit ist vielfach nicht zu finden. Und 
unsere Situation erfordert, dass mit Rücksichtslosigkeit vorgegangen wird. Glaube aber doch 
in Anspruch nehmen zu können, dass für Aufwendung für bestimmte Zwecke das volle 
Verständnis gefunden wurde. Wenn die Ersparungskommission ihren Sitz in BKA hat, so ist 
die Geltendmachung politischen Einflusses vielleicht leichter als wenn im Finanzministerium. 
Die Möglichkeit der Rücksichtslosigkeit ist im Finanzministerium viel mehr vorhanden als im 
BKA. Möchte doch noch bitten zu erwägen ob diese Frage schon ausgetragen werden soll, 
wohin diese Ersparungskommission angegliedert werden soll. 
Mayr: Ich erkenne nicht, dass ein anderer Geist im Finanzministerium weht. Aber wenn diese 
Kommission ihren Sitz in einem Ressortministerium hat, so werden die anderen Ressorts sich 
sehr ungern beugen und es widerspricht dem Geist der Verfassung und der Bestimmung des 
BKA. Das BKA hat --------- aus diesem Grund ist auch die Verfassungsgesetzgebung im BKA 
konzipiert worden. Ebenso die Verwaltungsreform, wiewohl beide dem Inneren näher 
stünden. Bei dem engen Zusammenhang, den die Ersparungskommission mit der 
Verwaltungsreform hat, wäre es sehr misslich sie im Finanzministerium unterzubringen. 
Joas: Es wird nur technisch eine Schwierigkeit sein, weil das Material nur im 
Finanzministerium zu finden sein wird. 
Mayr: Dann müsste die Verwaltungsreformleitung übersiedeln. Gerade diese Abteilung wird 
das Büro der Kommission sein. Das Finanzministerium wird gewiss in allen 
Subkommissionen vertreten sein. 
#Die Mehrheit ist im BKA. Angenommen. 
6) Schriftsteller Hermann Dichtl. 
Heinl: Dichtl beansprucht auch die Subvention. Auch dem sollte Rechnung getragen werden. 
Grünberger: spricht dafür. Bittet aber, dass das möglichst wenig besprochen wird. 
Joas: Erhebe Einwendung. Nach der Inf. hat sich das Pressekomitee ablehnend verhalten. Es 
liegt schon ein Beschluss des Ministerrates auf Abbau der Subventionen. Es wäre daher 
schwer in Einklang zu bringen, wenn man eine Erweiterung zulässt und auf der anderen Seite 
ablehnt. Der Nachweis, dass ein offenbares Bedürfnis besteht für das Blatt ist nicht erbracht. 
Die Zuweisung des Rotationspapiers ist noch nicht gleich bedeutend mit der Subvention. Man 
sollte erst nach neuerlicher Einvernahme des P. Komitees entscheiden. 
Grünberger: Die Subvention kann doch hier keine Rolle spielen bei diesem Quantum. 
Joas: Es würde für das Jahr 300000 K für das Jahr ausmachen. 
Heinl: Öffentliches Bedürfnis auch nicht für die rote Fahne. Jetzt kann man es doch einem 
bürgerlichen Blatt nicht versagen. 
Breisky: Wenn man es nur für die Dauer der Herausgabe der Zeitung gibt, so ist nichts 
einzuwenden. Weil ich den Mann kenne und alle seine Blätter bald wieder eingegangen sind. 
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# Auf die Dauer der Herausgeberschaft durch Dichtl – nur das Papier ohne Subvention 
Heinl: Bis Ende März 1921. Hofrat Eduard Mazelle dient 37 Jahre. In Verwendung im 
Handelsministerium. Gewesener Vorstand des Maritimen Observatoriums in Triest.
 Angenommen. 
7) 4) Glanz: Approbation  Angenommen 
8) 5a) Abrechnungsamt. 
Paltauf: Ganz erhebliche Restriktion notwendig, weil das Unsummen verschlingt. 
Grünberger: Was die unwichtigen Bezüge betrifft, so stehen sie nicht im Einklang mit den 
Bezügen unserer Gesandten. Auch brauchen doch die Leute nicht daher allein zu leben, sie 
betätigen sich ja daneben auch noch gesellschaftlich. 
Joas: Die Sätze beruhen auf Vereinbarungen des Finanzministeriums mit den betreffenden 
Personen und es hat nicht ermangelt möglichst herabzudrücken.  
Resch: Spricht sich auch für Herabminderung aus. 
Heinl: Man muss reduzieren. 
Mayr: Bedenken gegen das Ausmaß und die Konfession. Ist dem Herrn Finanzminister 
mitzuteilen. 
9) Zurückstellen. 
5b) Angenommen 
10) 5c) Angenommen 
11) 6) Paltauf. Preistreibereigesetz. 
Heinl: Ich bin entsetzt, weil der Gesetzesentwurf nichts anderes beinhaltet als eine 
Drangsalierung des legitimen Handels und Gewerbes. Auf den Schleichhandel, der am 
meisten bekämpft werden müsste, ist nicht hinreichend Bedacht genommen, nur Vergehen, 
während man andere Delikte als Verbrechen behandeln wird. Auch wird Denunziantentum 
Tür und Tor geöffnet. § 7 z.B. es lässt sich jemand zu Weihnachten einen Feiertagskuchen 
machen. Wenn der angezeigt wird, so muss er verurteilt werden. 
Paltauf: Das ist keine Vergeudung. Der Aufwand muss übermäßig sein. 
Heinl: Die Handels- und Gewerbekammer hat in verschiedenen Belangen Stellung 
genommen. Sehr eigentümlich, dass die Landwirtschaft vollkommen ausgenommen ist. Wenn 
man politische Schwierigkeiten gefürchtet hat, so meine ich der Bauer, der nicht abliefert, 
ebenso schuldig ist, als der Gewerbetreibende. Das macht sehr böses Blut. Die 
Durchrechnung wird verbreitet. Es werden auch staatliche Stellen das tun müssen und 
würden dann dafür fällig sein. Bitte, dass den gerechten Wünschen der Handelswelt 
Rechnung getragen wird. Der legitime Kaufmann wird sich künftig nicht mehr trauen was 
durchzuführen, der illegale Händler wird sich der Sache bemächtigen und das Risiko auf den 
Preis darauf schlagen. Diese Vorlage kann als Regierungsvorlage nicht eingebracht werden. 
Bitte, dass diese Vorlage nochmals zurückgestellt wird, um die vorgelegten Wünsche der 
Kammern zu überprüfen. Bitte zurückstellen, damit wir nochmals mit den Industrien Fühlung 
nehmen. 
Paltauf: Die Kammern wollen überhaupt kein neuerliches Gesetz. Ich verspreche mir daher 
nicht viel von einer neuen Beratung, weil die Kammern einen negativen Standpunkt 
einnehmen. 
Grünberger: Wie ist das mit dem Bauern, der nicht abliefert. Fällt das unter § 9 Abs. 1; wenn 
nein, warum nicht. 
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Paltauf: Bezieht sich nur auf bereits ray. Artikel. Die Ablieferung ist gesetzlich und nicht über 
öffentlichen Auftrag. Man hat absichtlich den Bauern nicht herein genommen. 
Grünberger: In dem Gesetzesentwurf über Brotstaffelung habe ich den Antrag darin, dass die 
Brotauflage, wenn ein Bauer nicht abgeliefert hat, ihm das betreffende Quantum um ein 
Vielfaches von dem und dem beträgt. 
Mayr: Ich halte das auch für den größten Mangel. Wenn man Handel, Gewerbe und Industrie 
sekkieren muss, so muss auch die Landwirtschaft in gleichem Maß herangezogen werden. 
Pantz: Es wird sich vielleicht die Möglichkeit bieten, aber es muss eine Textierung gewählt 
werden, die eine Gruppe der Bevölkerung ausschließt. 
Mayr: Da kann man aber das ganze Gesetz nicht machen. Es müssen alle Schichten 
gleichmäßig behandelt werden. 
Pentz: Vorher wäre zu akzeptieren was Grünberger beabsichtigt. Viel schwerer ist es bei 
einer Bauernwirtschaft eine plötzliche Überwachung durchzuführen. 
Mayr: Wir setzen uns den größten Vorwürfen mindestens vonseiten der Opposition aus. 
Heinl: Bitte, dass wir nochmals Gelegenheit haben mit den Kammern Fühlung zu nehmen. 
Bin bereit, selbst an den Besprechungen teilzunehmen. 
Breisky: Ich erkläre, dass bei den letzten Streikverhandlungen ausdrücklich gesagt wurde, 
dass der Entwurf des Preistreibereigesetztes im Nationalrat bei seinem Zusammentreten 
vorgelegt werden wird. Da sind wir gebunden. Bitte, dass der Termin wenn möglich nicht 
verschoben wird. 
Grünberger: Es soll keine Textierung geboten werden, die ganz offenkundig der Möglichkeit 
der Heranziehung des Bauernstandes ausweicht. Für den Bauernstand soll keine Ausnahme 
sein. 
Heinl: Sowohl Ackb. und Heinl sind sehr stark interessiert. Wir wollen in den nächsten Tagen 
mit den Industriekreisen zusammen treten. Sowohl die Vot. der Kammern wie des 
Landeskuratoriumsrates sollen der Begründung angefügt werden. 
Palauf: Wenn die Landwirtschaft hereinkommen soll, so kann der Entwurf so nicht bleiben. 
Heinl: Der Schleichhandel soll ganz besonders getroffen werden. 
Mayr: Aus politischen Gründen sollten wir trachten, am Mittwoch den Gesetzesentwurf 
einzubringen. 
Heinl: Montag oder Dienstag die Industrien zusammenrufen und wenn keine Einigung, die 
Voten(?) beilegen. 
 Breisky: § 9 wer vorsätzlich Bedarfsgegenstände die kraft gesetzlicher Bestimmung zur ---- 
Da sind die Bauern getroffen. 
Mayr: Wenn das hereinkommt, dann ist die Hauptsache gemacht. 
Heinl: Kb.Kf. Just., Ernährung, Finanzministerium Heinl, Ackb. mit Industrien Fühlung. Am 
Mittwoch einbringen. 
Grünberger: Es wäre gut, wenn man bei der Montag Enquete auf das Gesetz schon hinweisen 
könnte. Es ist das sowohl eine Frage der Finanzverwaltung wie des Inneren. Sonst alles am 
Papier. 
Joas: Verwendung der Geldstrafen. Wir haben vorgeschlagen, dass die Geldstrafen dem 
Staatsschatz zufließen sollen. Die Analogie mit anderen Gesetzen trifft nicht zu. Hier, wenn 
der Staat so viel zuzahlt für die Lebensmittel ist es wohl vertretbar, dass die Geldstrafen dem 
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zukommt, der für diese Erfordernisse aufzukommen hat. 
Paltauf: Die Bestimmungen des Strafgesetzes fallen Geldstrafen in den Armenfond. Es scheint 
uns sonderbar, in einer derartigen Vorlage ein eigentümliches Verlangen. 
# Mayr: Wenn Änderungen vorgenommen werden von der Kb.Vf. und Einigkeit herrscht, 
dann genehmigt. Wenn keine Einigung, dann noch Kab.Rat Dienstag. Einzubringen unbedingt 
am Mittwoch. Geldstrafen in den Staatsschatz. Wenn Einigung, Thema in Ministerrat. 
Angenommen. 
7) Pesta: Neue Postwertzeichen. 
12) Breisky: Ich habe am 9.XII. mitgeteilt, dass die Ausgabe neuer Marken wie es seinerzeit 
zwischen Verkehr und Unterricht vereinbart wurde, aufgrund eines Kunstwettbewerbs. 
erfolgen werde. Große Befürwortung unter den Künstlern. Wenn der Antrag jetzt 
angenommen wird, so müsste ich diese Zusage zurückziehen. Ich würde bitten, wenn der 
Ministerrat den Antrag dazu annimmt, mir Gelegenheit zu geben Fühlung zu nehmen mit dem 
Kunstbeirat, damit man sie nicht vor ein fait accompli stellt. Sonst würde ich bitten um 
Zurückstellung. 
Pesta: Wir sind gezwungen, spätestens 15.II. oder 1.III. die Portoerhöhung eintreten zu 
lassen. 
Hoheisel: Wenn wir einen allgemeinen Wettbewerb ausschreiben, so ist das Ergebnis erst am 
Ende des Jahres zu erwarten. Mehrere Kunstsachverständige, die wir herangezogen haben, 
haben einen bestimmten Kreis von Künstlern vorgeschlagen. Es wird ein Mehr-Wettbewerb. 
Breisky: Die Künstler sind immer verstimmt, wenn eine bestimmte Anzahl von Künstlern 
herangezogen wird. Man sollte jedenfalls den Kunstbeirat befolgen. Der wird dann bestimmt 
dem beschränkten Wettbewerb zustimmen. 
# Breisky ist ermächtigt, vorher Fühlung zu nehmen. 
Mayr: Ein Vertreter der französischen Regierung kommt. 
Mayr: Depesche aus London. 
13) Pesta: Die Forderungen, die die Eisenbahner in dieser Durchführung der 
Besoldungsordnung und Angleichung gestellt haben, sind vom Ministerrat schon als 
berechtigt anerkannt worden. Bedeckung schwierig. Immerhin hat der Ministerrat die 
Auszahlung des Vorschussbetrages von 1000 K genehmigt. Nun soll neuerlich wieder vor den 
Hauptausschuss keine Vorlage kommen, nachdem Finanzministerium erklärt hat, auf 
bestimmten Restriktionen beharren zu müssen. Die einzige Einschränkung, die ich 
durchsetzen könnte, ist die Familienkopfzulage von 6000 auf 5000 K. Es ist auch alles, was 
das Finanzministerium verlangt hat %uelle Absetzung der Ortzuschläge nicht relevant genug 
als dass ich die 6 % Abstufung ablehnen könnte. Ich bitte daher, dass ich die Sache in der 
Vorlage dem Hauptausschuss unterbreite dafür. Mitteilen was das Personal verlangt hat und 
dazu folgende Regierungsvorlage unterbreiten: <> 
Joas: Finanzminister: er steht auf dem Standpunkt, dass er mehr Ausgaben nur dann zu 
vertreten in der Lage ist, wenn vorgesorgt wird für entsprechende Bedeckung. Er hat sich 
bemüht schon jetzt weitgehende Anträge in Aussicht zu stellen. Salzpreiserhöhung mit 4-500 
Mill. Erträgnis. Erhöhung der Getränkesteuer 600 Mill. Ertrag. Tabakfabrikate Mehrertrag 
von 
1 Md., so dass schon aus diesen Maßnahmen sich 2 Md. erzielen ließen. Die weitere Deckung 
müsste durch Tariferhöhungen gefunden werden und dabei muss ich auch auf die Brot- und 
Mehlpreiserhöhung zurückkommen, welche eine wesentliche Unterstützung mit sich bringen 
würde. Der Standpunkt ist unverrückbar, dass er nur unseren Antrag im HA vertreten kann, 
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für die der HA auch die Bedeckung bewilligen wird. Im Budget ist nicht berücksichtigt die 
Summe, die für die Durchführung der Besoldungsreform für die Staatsbeamten notwendig ist. 
Eine Sicherung der Deckung dieser Mehrerfordernisse ist nicht gegeben. Mehr Bewilligung 
über das Ausmaß der Bedeckung ist er nicht in der Lage zu vertreten. 
Mayr: Es müssen die beiden Berichte im HA kombiniert werden. Der Bericht Pestas wird dem 
HA zugehen sollen und ebenso die Erklärung des Finanzministers. Ich stehe auch auf dem 
Standpunkt, man erklärt die Berechtigung der Forderungen, kommt ihnen entgegen so weit 
man kann, gibt aber nichts ohne Bedeckung. Der HA soll sich dann klar werden und der 
Nationalrat soll streichen. 
Joas: Bitte, dass bei der Anerkennung der Forderungen mit Vorsicht vorgegangen wird. 
Mayr: „die Berechtigung grundsätzlich anerkannt wird“ Erfüllung nur im Rahmen der 
Möglichkeiten und nur wenn Bedeckung vorhanden ist. 
Joas: Sehr wesentlich im Zeitpunkt der tiefen Depression Zugeständnis an das Personal zu 
vertagen. Es wäre mit dem Abschluss der Verhandlungen über die nächsten Tage hinüber zu 
kommen, weil doch vielleicht in der nächsten Zeit Besserung in val. Hinsicht eintreten wird 
und wir dann mit den großen Lasten belastet werden. 
Pesta: Hinausziehen = Generalstreik der Eisenbahner. 
Joas: Ich weiß nicht, wie der Hauptausschuss die Bedeckung in befriedigender Weise wird 
lösen können. Soll die Regierung bereits im Antrag die konkreten Bedeckungsanträge stellen 
ohne den Ministerrat neuerdings zu befassen. 
Heinl: Ich halte das vom politischen Standpunkt für schwer. 
Joas: Wenn sich der Ministerrat nicht dezidiert ausspricht, so kann man das im HA nicht als 
Bedeckungspost vorbringen. Der Regierung ist die Erfüllung der Forderungen nicht in der 
Lage zu präzisieren. 
Glanz: Der HA soll sich selbst den Kopf zerbrechen. 
Breisky: Der HA will immer konkrete Anträge. 
Pesta: Wäre der Finanzminister mit der Verbesserung der Valuta zu rechnen. 
Joas: Das hängt nicht von ihm ab. 
Breisky: Wenn wir den Streik vermeiden wollen, so müssen wir eine prinzipielle Zustimmung 
erklären. Wir müssen aber sagen, dass wir geneigt sind die Bedeckung zu schaffen. Wir haben 
sie für einen Teil durch die 3 Maßnahmen, aber jetzt kommt die Lücke. 
1.Teil Forderungen, 2. Teil Finanzministerium über die staatsfinanzielle Stellungnahme = das 
Ganze eine Mitteilung der Regierung an den HA. 
14.) Heinl: Es ist mir zu Ohren gekommen, dass die Silberkammer und der Hofweinkeller 
verkauft werden. 
Breisky: Der Wein ist Kg.Fd. überlassen worden. Silberkammer gehört auch dem KgF. 
Erhebungen, wer das macht, durch das BKA und Bericht im nächsten Ministerrat. 

¼ 8 Uhr 
Ministerräte am Abend Heinl, Glanz, Breisky 

 














































































































































